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Keine weiteren staatlichen Hilfen Deutschlands für EU-Mitgliedstaaten 
 
Die Stabilität des Euros ist eine tragende Säule unserer marktwirtschaftlichen 
Ordnung. Im Interesse einer dauerhaften Währungsstabilität und um weitere Risiken 
von den angespannten öffentlichen Haushalten abzuwenden, fordert die FDP 
Bremen die liberalen Mitglieder der Bundesregierung, des Deutschen Bundestages 
und des Europaparlaments auf, zur Bewältigung der Krise in finanzielle Not 
geratener Eurostaaten Handlungsoptionen zu ergreifen, die ausschließen, dass auf 
Risiko der deutschen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler weitere Kredite gewährt 
und Bürgschaftsverpflichtungen eingegangen werden. 
 


